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Hausangestellten könnte besonders zuguns-
-

wendet werden. ❙17

Drittens muss wie bereits erwähnt das Pro-
blem der Abwanderung von Fachkräften aus 
Herkunftsländern in Angriff genommen 
werden, insbesondere, was Spezialisten mit 
Fachkenntnissen angeht. Eine breitere politi-
sche Fragestellung besteht darin, jedwede be-
stehende Ausgleichsvereinbarung zwischen 
Herkunfts- und Zielland zu überprüfen und 
die Erarbeitung von Ausgleichsmechanis-
men beziehungsweise -vereinbarungen in 
Betracht zu ziehen. Dabei sollten Arbeitge-
berverbände, die für das Gesundheitswesen 

-

zuständigen nationalen Ministerien und, wo 

werden. 

wie mit einer zunehmenden Fremdenfeind-
lichkeit umzugehen ist, wie sie sich in den 
Wahlerfolgen einwanderungsfeindlicher Par-

-

Angliederung an Organisationen gehören, 
die sich dem Kampf gegen Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit widmen. Schließlich 
sollte in Betracht gezogen werden, Materia-
lien herzustellen, die den Wert von Wander-
arbeitern insbesondere für die Gesundheits- 
und Sozialdienste publik machen, sowie 
Schreckgespenste rund um die Migration zu 
bekämpfen. 

❙17 

Clauses Applied to Municipal Authorities, 2008, 
www.eurofound.europa.eu/eiro/ 2008/ 02/articles/
no0802049i.htm
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Man muss durch Arbeit jenes Einkom-
men haben, das man zum Leben braucht, 

ohne zum Sozialamt gehen zu müssen“ ❙1 – mit 
diesen Worten sprach 
sich Jean-Claude Jun-
cker im Wahlkampf 
um den Posten des 

Kommission für einen 
europäischen Mindest-

-
gration – wie viele seiner Befürworter argu-
mentiert haben – so wesentlich auf der Schaf-

-
-

neswegs als abwegig. 

Dass europäische Gewerkschaften trotz ei-
nes nominellen Kompromisses bis jetzt in der 
Praxis jedoch keine einheitliche Position hier-

dem sich sowohl nationale Organisationen 
als auch der Europäische Gewerkschafts-

-

-
samen Marktes – etwa durch Währungsuni-
on und Dienstleistungsfreiheit – steigt der 
Handlungsdruck stetig an und das Spek-
trum polit-ökonomischer ❙2 und kultureller ❙3 
Hintergründe der Gewerkschaften aus den 
verschiedenen Mitgliedsländern wird im-
mer breiter. Ist es auf dieser Basis überhaupt 
noch möglich, gemeinsame Positionen zu 
entwickeln geschweige denn sie effektiv zu 
 vertreten?

km
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Mindestlohnpolitik  
in und für Europa

Das Konzept einer verbindlichen Lohnunter-
grenze innerhalb eines bestimmten Territori-
ums und gegebenenfalls einer bestimmten 
Branche weist als Maßnahme der Regulie-
rung von Erwerbsverhältnissen eine gewis-
se Tradition auf. Nachdem erste Regelungen 
dieser Art bereits im frühen 19. Jahrhundert 
getroffen wurden, bauen heute 90 Prozent al-
ler Länder der Welt auf eine entsprechende 
Gesetz gebung. ❙4

einer Mindestlohnregelung. Während in 21 
von ihnen eine allgemeine, gesetzlich festge-
legte Lohnuntergrenze in Kraft ist, weisen 
die restlichen sieben Länder lediglich sekto-

-
lungen auf. Bezüglich der Höhe universaler 
Mindestlöhne unterscheidet Thorsten Schul-

-
europäische mit Sätzen zwischen sieben und 
elf Euro, süd- und osteuropäische mit Sätzen 
zwischen zwei und sieben Euro und schließ-
lich eine weitere, zum Großteil ost euro-
päische Ländergruppe mit Sätzen von unter 
zwei Euro. ❙5 Länder mit sektoralen Mindest-
lohnregimen verfügen in der Regel über hohe 

-
reich der Fall ist.

-
destlohns zielt auf eine andere Regulierungs-

-

festgelegt – über keinerlei Kompetenz im Be-

Festlegung einer verbindlichen Lohnunter-
-

❙1 -
dem Land“, 11. 3. 2014, 
eu-wahl-juncker-mindestlohn-in-jedem-eu-land/ 
55.470.639
❙2 

❙3 

Identities, London 2001.
❙4 

❙5 -
schen Mindestlohnpolitik, Düsseldorf 2014.

träge erforderlich. ❙6 Wie zu zeigen sein wird, 
verfolgen die Gewerkschaften diesbezüg-
lich eine andere strategische Orientierung, 
die die nationale Ebene der Regelsetzung mit 
 einbezieht.

In der sozial- und wirtschaftswissenschaft-
lichen Diskussion lassen sich verschiedene 
Argumente für eine europäische Mindest-

-
 ❙7 

reduzieren und die weitere Ausdehnung des 
Niedriglohnsektors verhindern könnte, stellt 
sie nicht nur einen potenziellen Beitrag zur 

dar, sondern könnte auch helfen, internationa-
len Standortwettbewerb abzuschwächen. Der 
Druck auf nationale Tarifsysteme, der durch 
zunehmende Arbeitnehmermobilität inner-

-
schaftlichen Organisationsgrads in vielen Län-
dern entsteht, könnte auf diese Weise ebenfalls 
gelindert werden. Im Hinblick auf den Abbau 

-
nerhalb der Eurozone könnte sich ein euro-
päischer Mindestlohn weiterhin auswirken, 
indem er als Sockelwert internationaler Lohn-
koordinierung ein Absinken der Reallöh-
ne verhindert und die binnenwirtschaftliche 
Dynamik in den Überschussländern anregt. 

könnte eine feste Lohnuntergrenze schließlich 
als Argument gegen Maßnahmen eingebracht 
werden, wie sie jüngst von der Troika gegen 
die Krisenländer induziert wurden. ❙8

❙6  Ein entsprechendes Referendum erscheint un-
ter den aktuellen Bedingungen zumindest unwahr-
scheinlich. Zur Legitimationskrise der Europäischen 

-
on in the Multilevel European Polity and Its Collapse 
in the Euro Crisis, MPIfG Discussion Paper 6/2012.
❙7 

Earns Minimum Wages in Europe?, Brussels 2012.
❙8  In den letzten Jahren wurden in rund zwei Drit-
teln der Mitgliedsländer Empfehlungen für nationale 
Tarifpolitik ausgesprochen. Zur Steigerung der na-
tionalen Wettbewerbsfähigkeit sollten etwa Belgien, 
Spanien und Italien ihre Lohnverhandlungssysteme 

-
tung kollektiver Lohnuntergrenzen zu ermöglichen. 

-
formen, wie dies etwa in Griechenland, Portugal, 

Thorsten Schulten/Torsten Müller, Ein neuer euro-
-
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Diesen möglichen Positiveffekten zum 
Trotz kann eine generelle europäische Min-
destlohnregelung nicht als gemeinsames 
Klasseninteresse der europäischen Arbeiter-
schaft verstanden werden. Es lassen sich hier 
wiederum drei prinzipielle Gegenargumente 
formulieren. Erstens könnte eine verbindliche 
Lohnuntergrenze als alleiniger Bezugspunkt 
in Lohnverhandlungen das Erwirken höhe-
rer Abschlüsse verhindern. In der deutschen 
Diskussion war in diesem Zusammenhang 

die Rede. Zweitens könnte die Einführung 
eines verbindlichen Mindestlohns außer-

-

hiermit ihr Kerngeschäft – Tarifverhandlun-
gen – in die Hände des Staates und entmach-
teten sich somit selbst. ❙9 Außer diesen beiden 
in erster Linie auf die nationale Arena bezo-
genen Argumenten lässt sich schließlich auch 

-

-
toraler Autonomie im Allgemeinen erschei-
nen hier den Gewerkschaften vor allem die 
austeritätspolitischen Aktivitäten der Troika 

ihren Kürzungsentscheidungen jahrzehnte- 
und jahrhundertealte Errungenschaften na-
tionaler Klassenkämpfe eingeebnet hat, diese 
Befugnis erteilen? ❙10

Schulten in der Diskussion um einen europä-
ischen Mindestlohn ein normatives und ein 
ökonomisches Argumentationsmuster. ❙11 Da-
rüber hinaus lässt sich aber, vor allem anhand 
des letzten Einwandes, eine dritte wesentli-
che Bedeutungsdimension erkennen – die 

-
ebene. Indem Gewerkschaften ermutigt oder 

❙9  Konzeptionell ist dieses Argument durchaus ernst 
zu nehmen. Es ließen sich allerdings die Anschluss-
fragen formulieren, warum 1. Gewerkschaften in 
Ländern mit gesetzlichen Mindestlöhnen wie zum 

-
ben und warum man 2. vor demselben Hintergrund 
ein staatlich gewährleistetes Arbeitsrecht beibehalten 

müssen.
❙10 -
ser Frage in der gewerkschaftlichen Diskussion zum 
jetzigen Zeitpunkt nur eine geringe Bedeutung einge-
räumt worden zu sein.
❙11 

gezwungen werden, sich mit ihren europäi-
schen Nachbarn im internationalen Zusam-
menhang über substanzielle Fragen ausei-
nanderzusetzen, könnte perspektivisch ein 
europäischer Austausch über Arbeitnehmer-
interessen stabilisiert werden. Eine Stärkung 
der europäischen Arena als eigenständigem 

könnte so erreicht werden. Aber dieser Aus-
tausch könnte auch in einer Weise misslin-
gen, die nachfolgenden Austausch erschwert 
oder sogar unmöglich macht.

Die Haltung zu einer gemeinsamen ge-
werkschaftlichen Forderung wird in einem 
internationalen Zusammenhang verhandelt, 
der von den Gewerkschaften und Dachver-
bänden auf der nationalen Ebene bis hin zu 
den Branchenverbänden auf der europäischen 
Ebene und schließlich dem EGB als umfas-
sendster Organisation reicht. Während die 

-
rung eines europäischen Mindestlohns gene-
rell zu unterstützen scheinen, haben Bengt 
Furaker und Mattias Bengtsson in einer Sur-

hohen Grad der Polarisierung zwischen den 
unterschiedlichen nationalen Positionen fest-
gestellt. ❙12 Während vor allem ost- und süd-

Regelung befürworten, regt sich unter skan-
dinavischen sowie italienischen und österrei-
chischen Kollegen vehementer Widerstand. 

Die politische Diskussion

Die Diskussion um einen europäischen Min-
-

tutionen reicht mehr als 20 Jahre zurück. 
Anlass dieser Debatte waren ein seit den 
1980er-Jahren wachsender Niedriglohnsek-
tor sowie die Zunahme interner Lohndiffe-
renziale im Zuge der Süderweiterung 1981 

an die Mitgliedstaaten, vergleichbare Löhne 
sicherzustellen. ❙13 Das Europäische Parla-

-
derung, indem sie den Mitgliedstaaten eine 

❙12 

❙13 

1. 9. 1993, 
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Kopplung nationaler Mindestlöhne an ihre 
durchschnittlichen Lohnniveaus naheleg-
te. Der anhaltende Widerstand verschiede-
ner Staaten gegen eine solche Regelung ließ 
die Diskussion zum Ende des Jahrzehnts al-
lerdings abebben. Trotz eines zeitweiligen 
Rückgangs der politischen Initiativen sind 
aus dem Ensemble europapolitischer Akteu-
re aber weiterhin Rufe nach einem europäi-
schen Mindestlohn zu vernehmen. So bein-
halten etwa die Programme der fünf großen 
deutschen Parteien zur Europawahl 2014 al-

-

Es ist zu vermuten, dass dies nicht zuletzt 
auf das programmatische Engagement euro-
päischer Gewerkschaftsorganisationen zu-
rückzuführen ist. Denn wachsende Niedrig-
lohnsektoren in verschiedenen europäischen 
Ländern und die anstehende Osterweite-

europäischen Mindestlohns nach der Jahr-
tausendwende zurück auf die Agenda euro-
päischer Gewerkschaften. Als Meilenstein 
dieser Entwicklung kann ein Ende 2004 in 
der Schweiz abgehaltenes Treffen von Ge-
werkschaftern und Intellektuellen gelten, 
aus dem die „Thesen für eine europäische 
Mindestlohnpolitik“ hervorgingen. ❙14 Ein-
gedenk der Tatsache, dass die Setzung eines 

-
terschiedlichkeit nationaler Wirtschaftsräu-

-
alistische Zielsetzung darstellt, schlagen die 
Autoren hier vor, 50 Prozent und perspekti-
visch 60 Prozent der nationalen Medianlöh-
ne als Richtwert nationaler Mindestlohnge-
setzgebungen zu etablieren. ❙15

Dass diese programmatische Setzung in 
den Folgejahren Eingang in die europapoli-
tische Diskussion der Gewerkschaften fand, 
hat verschiedene Gründe. So erhöhte die Ost-
erweiterung nicht nur die Arbeitskräftemobi-
lität und damit auch den Druck auf die west-
lichen Tarifsysteme. Der Großteil der neu 
hinzugekommenen Staaten hatte inzwischen 

❙14 -
-

2005, S. 301–306.
❙15  Für eine umfassende historische Darstellung siehe 
Line Eldring/Kristin Alsos, Gesetzlicher Mindest-
lohn, Oslo 2012, sowie Thorsten Schulten, European 

selbst eine gesetzliche Lohnuntergrenze ein-
gezogen, und dies bestärkte auch die Diskus-
sion um den europäischen Mindestlohn. Des 
Weiteren haben die Wirtschaftskrise ab 2008 
sowie die nachfolgenden Austeritätspolitiken 
den Druck auf die europäischen Arbeiter vor 
allem im Osten und Süden des Kontinents 
weiter erhöht.

In der gewerkschaftlichen Diskussion spie-
gelt sich dies erstmalig im sogenannten Sevil-
la-Manifest an prominenter Stelle wider, das 
die Positionen des EGB-Kongresses aus dem 
Jahr 2007 zusammenfasst. In einer Erklärung 
des Exekutivausschusses wird das Ziel for-
muliert,

„(to) explore continually the scope for  united 
campaigns at European level, led by the 
ETUC, for common standards on minimum 
pay and income, and for collective bargain-
ing strategies.“ ❙16

Die Auseinandersetzung auf dem Kongress 
von Sevilla diente so als Initial einer breiten 
gewerkschaftlichen Diskussion, die sich zwi-
schen nationalen Gewerkschaften und Föde-
rationen sowie den europäischen Branchen-
verbänden innerhalb des EGB entwickelte. 
Als konkreter Diskussionsgegenstand kris-
tallisierte sich im Zeitverlauf der Plan einer 
Kampagne im Einklang mit der Forderung 
der Schweizer Konferenz heraus, der zufolge 
erst 50 und dann 60 Prozent der nationalen 
Medianlöhne durch die jeweiligen Regierun-
gen festzulegen seien. 

Die allerdings recht unverbindliche Formu-
lierung ❙17 verdeutlicht die Herausforderungen 

Nicht nur sind die unterschiedlichen polit-
ökonomischen Hintergründe wie beispiels-
weise die Lohnniveaus der Länder so divers, 
dass sich völlig unterschiedliche materielle 
Interessen ergeben. Darüber hinaus unter-

-
turen in einer Weise, die die Zusammenarbeit 

der Diskussion um den europäischen Min-

❙16 

❙17 

2011, -
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destlohn deutlich hervor. Anhand der Posi-

soll dies im Folgenden erläutert werden.

Idee eines europäischen Mindestlohns gut-
heißen und die Einrichtung einer entspre-
chenden Kampagne unterstützen, sprechen 
sich die schwedischen Kollegen seit Anfang 
an vehement dagegen aus. Diese Diskrepanz 
ergibt sich einerseits aus den polit-ökonomi-

-
che Deckungsrate 2013 in Polen bei 25 Pro-

werden in Schweden 88 Prozent der Beschäf-
tigten von Tarifverträgen erfasst. Der Or-
ganisationsgrad ❙18 beträgt in den beiden ost-
europäischen Ländern lediglich 12 Prozent, 
wohingegen in Schweden 70 Prozent der Ar-
beitnehmer auch Mitglied in Gewerkschaften 
sind. Die starke tarifpolitische Position der 
schwedischen Arbeiterklasse drückt sich so 
auch in der passiven Rolle des Staates aus – 
Tarifautonomie ist in Schweden traditionell 
verankert. Zur gleichen Zeit haben Polen mit 

-
meine Lohnuntergrenzen eingezogen. Wie 
eine Reihe von Interviews mit den jeweiligen 

diese Gegebenheiten unmittelbar in eine ent-
sprechende politische Haltung. Ganz in die-

-
dischen Dachverband LO seine deutliche 
Ablehnung gegenüber einer solchen Rege-

„I think, it is to the heart of the labor move-
ment, that we don’t want legislation in 
Sweden and absolutely not in Brussels. That 
is the core-thing in our system. That wag-
es is something for the organizations on the 
 labor market.“ ❙19

-
ter den anderen beiden schwedischen Föde-
rationen. Während die unmittelbare wirt-

❙18  Eine aktuelle Übersicht über den gewerkschaftli-
chen Organisationsgrad in Europa bietet das Portal 
Worker Participation, -
on.eu/Nationale-Arbeitsbeziehungen/Quer-durch-
Europa/Gewerkschaften
❙19  Dieses und die folgenden Zitate entstammen einer 

2013 und September 2014 durchgeführten, unveröf-
fentlichten Feldforschung. 

schaftliche Komponente in der Begründung 
eine untergeordnete Rolle zu spielen scheint 

Medianlohns würde gegenüber der aktuellen 
-

ziehen sich die Einwände der schwedischen 
Kollegen auf die Erhaltung ihrer Tarif auto-

verbittet man sich sowohl durch die natio-

Selbst eine unverbindliche Initiative wie die 
genannte EGB-Kampagne wird von den be-

-
ful what you wish for“ abgelehnt. Perspekti-
visch bedinge eine solche Initiative nämlich 
einen graduellen Autonomieverlust der nati-
onalen Ebene. 

Eine vollkommen andere Einschätzung äu-
-

päischen Ländern. Nationale Mindestlohn-
gesetzgebungen und ein generell höheres 

hier eine generelle Zustimmung zu dem Pro-
-

lichen der drei polnischen Gewerkschafts-
verbände Solidarnosz, OPZZ und Forum 

MSZOSZ sieht die Notwendigkeit einer ge-
setzlichen Lohnuntergrenze in der mangeln-
den Durchsetzungsfähigkeit osteuropäischer 

„Unsere politische Kraft ist sehr schwach. 
Und das ist der Fall auch in anderen mit-
tel- und osteuropäischen Ländern, würde 
ich sagen.“

Wie die Diskussion zeigt, übertragen sich 
diese Kräfteverhältnisse auch auf die Brüs-

Ebene stehen dem Projekt eines europäischen 
Mindestlohns im Allgemeinen recht aufge-
schlossen gegenüber. Nachdem die Diskus-

Athener EGB-Kongresses von 2011 zuge-
nommen hatten, einigte man sich dort, die 

-
nuntergrenze von 50 und perspektivisch 60 
Prozent in die Programmatik aufzunehmen.

europäischer Ebene ergibt, folgendermaßen 
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„So, the dilemma is always that the strong-
er trade unions do want to assist and help 
the trade unions in the weaker position to 
advance. That’s a matter of principle and 
a long-term self-interest. But at the same 
moment, they also identify the danger that 

against their own system.“

Diskussionen über die Zielsetzung in der 
Lohnpolitik werden im EGB im Exekutiv-

der dort verabschiedeten Leitlinien wird da-
rauffolgend im Tarifausschuss festgelegt. 

die Überführung der abstrakten Position 
zum europäischen Mindestlohn hier anhal-
tend durch die skandinavischen und italieni-

-
ckiert. Kontroverse Auseinandersetzungen 
fanden darüber hinaus auf einem informel-
len Treffen in London und auf einer Sitzung 
des EGB-Steuerungsausschusses in Kopen-
hagen 2013 statt. Trotz der anhaltenden The-
matisierung konnte die nominelle Position 
bis zum jetzigen Zeitpunkt nicht in eine kon-
krete Lobbyingkampagne überführt werden. 
Abgesehen von kleineren Referenzen ist zum 
jetzigen Zeitpunkt von Seiten des EGB auch 
keine umfassendere Publikation zum Thema 
erschienen.

Die mangelnde Durch setzungs fähigkeit 
der Osteuropäer wird von dem ungarischen 
Kollegen auf die knappen Ressourcen der 

-
en Beitrittsländern sowie auf deren Rand-
ständigkeit innerhalb des EGB zurück-

„Da sind wir dazugekommen. Das ist so, 
das ist normal. Da ist schon eine Familie 
und Du kommst von außen.“

diese Bedenken auch in den Aussagen der be-

Zusammenfassung und Ausblick

-
dung zuständig wäre – eine entsprechende 
Initiative würde den Widerstand einer Reihe 
gewerkschaftlicher Akteure auf sich ziehen, 

wie beispielsweise den Arbeitgeberverbän-
den oder kapital-freundlicher Parteien ganz 
zu schweigen. Aus diesem Grund haben Be-
fürworter eines europäischen Mindestlohns 
für ihre bisherigen politischen Bemühungen 

EGB sollte eine Kampagne für die Einrich-
tung nationaler Mindestlöhne in Höhe von 

der nationalen Medianlöhne etabliert wer-
den, die den Mitgliedsorganisationen Argu-
mente für die jeweils innerstaatlich geführten 

-
ner nominellen Einigung auf Ebene des EGB 
ist allerdings bisher keine solche Kampag-
ne angeschoben worden. Wie die Interviews 

-
sationen zeigen, ist es vor allem der Wider-
stand der skandinavischen und italienischen 

-
schweige denn weiter reichende Forderungen 
verhindert. Doch was können wir hieraus 
über gewerkschaftliche Positionsbildung im 
Prozess der europäischen Integration insge-
samt lernen?

Zuallererst zeigt sich hier die große He-
rausforderung für die Gewerkschaften, un-
ter Bedingungen fortschreitender Integration 
eine gemeinsame Position im Kerngeschäft 

-
tät der nationalen Tarifsysteme sowie die un-
terschiedlichen Auffassungen davon, inwie-
fern eine gesetzliche Lohnuntergrenze mit 

-
politik vereinbar ist, bilden bis zum jetzigen 
Zeitpunkt ein unüberwindbares Hindernis 
in der wechselseitigen Abstimmung. Diese 
vor allem von den skandinavischen und itali-

wird von Wolfgang Streeck als „institutionel-
ler Nationalismus“ beschrieben. ❙20 -
rungen von Kompetenzen auf die supranati-
onale Ebene werden nur so lange akzeptiert, 
wie sie möglichst unmittelbar national ge-
fassten Interessen dienen. 

Dass die an Streeck anschließende Dia-
gnose die aktuelle Situation recht adäquat 
beschreiben mag, muss allerdings nicht so 
bleiben. Denn eine „verbale Aufgeschlos-

❙20 -
-

formfähigkeit von Industriegesellschaften, Frank-
furt/M.– New York 1995, S. 113.
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deutschen Männern in Bezug auf die Gleich-
stellung der Geschlechter attestiert hat, lässt 
sich dem EGB sicher nicht unterstellen. Wie 
Bengt Furaker und Kristina Selden bemer-
ken, verkörpert die Diskussion um den Eu-
ropäischen Mindestlohn für die Gewerk-
schaften zur gleichen Zeit eine learning 
opportunity. ❙21 -
nehmender Tarifbindungen und eines an-
wachsenden Niedriglohnsektors sowohl in 

-
ken vorstellbar? Oder bedingt die anhalten-
de Auseinandersetzung zwischen den nati-
onalen Gewerkschaftsvertretern schließlich 
doch einen Sinneswandel?

Eine Eigentümlichkeit der gewerkschaft-
lichen Diskussion im europäischen Rahmen 
liegt sicherlich darin, dass die Folgewirkun-
gen nicht unbedingt und unmittelbar im Feld 

-
tet darauf hin, dass es in der Diskussion um 
den europäischen Mindestlohn noch um et-
was anderes geht als eine europäische Lohn-
untergrenze. So dienen Auseinandersetzun-
gen wie diese den Gewerkschaften auch als 
Ort programmatischer Debatten. Wie viel 
Europa will man haben? Was ist ein „Sozia-
les Europa“ eigentlich zu leisten in der Lage 

nominellen Kompromisse – überhaupt eine 

man anzustreben bereit ist? Antworten auf 
diese Fragen werden auf dem EGB-Kongress 
in Paris im Herbst 2015 zumindest gesucht 
 werden.

❙21 -
-

Christian Schramek
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In einem zunehmend entgrenzten Europa 
gewinnen die Grenzregionen als Nahtstel-

len der europäischen Gesellschaftssysteme zu-
sehends an Bedeutung. 

Entwicklung in die-
sen nationalen Rand-
bereichen zu steuern, 
kommt unter anderem 
den Europaregionen 
eine wichtige Funkti-
on zu. Bei diesen han-
delt es sich um freiwil-
lige Zusammenschlüsse von öffentlichen und 
oftmals auch privaten Akteuren, die das ge-
meinsame Ziel verfolgen, die grenzüberschrei-

-
reich effektiver zu gestalten. ❙1 Die ersten die-
ser transnationalen Zusammenschlüsse ent-
standen in den 1950er-Jahren durch regionale 
Initiativen an der deutschen Westgrenze. Erst 
seit dem Ende des Kalten Krieges kann man 
eine entsprechende Entwicklung auch im Os-
ten der Bundesrepublik beobachten, wobei die 
älteren westdeutschen Euregios den Neugrün-

wurde die Entwicklung der Europaregionen 
seit Beginn der 1990er-Jahre zudem durch die 

-
tende Zusammenarbeit im Rahmen ihrer Re-

 ❙2 Auch die 
Euroregion Elbe/Labe, die sich im sächsisch-
tschechischen Grenzgebiet entlang der Elbe 
erstreckt, ist ein derartiger Zusammenschluss. 
Im Folgenden soll beleuchtet werden, inwie-
weit dieser zum wirtschaftlichen Zusammen-
wachsen an den Randbereichen der beiden 
Nationalstaaten beitragen konnte und wel-
chen Herausforderungen er dabei begegnete.

Räumlich umfasst das deutsche Gebiet der 
Euroregion Elbe/Labe mit dem Landkreis 
Sächsische Schweiz-Osterzgebirge und der 
Landeshauptstadt Dresden Teile des Freistaa-


